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Abschrift 

Sozialgericht Neuruppin 

Im Namen des Volkes 

Gerichtsbescheid 

In dem sozialgerichtlichen Verfahren 

der  

Prozessbevollmächtigte: 
DGB Rechtsschutz GmbH, Junckerstraße 
6 A in 16816 Neuruppin, Az.: 00100-13, 

gegen 

- Klägerin -

- Beklagte -

die Krankenkasse

Deutsche Rentenversicherung 

- Beigeladene -

hat die 20. Kammer des Sozialgerichts Neuruppin am 16. Dezember 2021 

durch den Richter am Sozialgericht 

für R e c h t erkannt: 

Die Klagen werden abgewiesen. 
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vorzeitigen Rehabilitationsmaßnahme abgelehnt hatte, nicht geschlossen werden, 

dass die Erwerbsfähigkeit nicht gemindert gewesen sei. 

Das Gericht hat die Deutsche Rentenversicherung ... mit Beschluss vom 25. 

Juli 2016 beigeladen. Die Beigeladene hat keinen Antrag gestellt und sich im 

Wesentlichen dem Vorbringen der Beklagten angeschlossen.

Nach dem zum 01. Juli 2020 erfolgten Wechsel in der Kammerzuständigkeit hat das 

Gericht die Beteiligten zuletzt mit Verfügungen vom '23. November 2021 zu der 

beabsichtigten Entscheidung durch Gerichtsbescheid angehört. 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und .Streitstandes wird auf die 

Prozessakte sowie auf die die Klägerin betreffenden Verwaltungsakten der Beklagten 

und der Beigeladenen Bezug genommen, die vorgelegen haben und Gegenstand der 

Entscheidungsfindung waren. 

Entscheidungsgründe 

Die Klagen haben keinen Erfolg. 

1. Über die Klagen konnte das Gericht gemäß § 105 Abs 1 S 1 des

Sozialgerichtsgesetzes (SGG) durch Gerichtsbescheid entscheiden, weil die Sache

keine besonderen tatsächlichen oder rechtlichen Schwierigkeiten aufweist, der

Sachverhalt geklärt ist, die Beteiligten gemäß § 105 Abs 1 S 2 SGG zuvor mit den

gerichtlichen Verfügungen vom 23. November 2021 zu dieser beabsichtigten

Entscheidungsform ordnungsgemäß angehört worden sind, eine ausdrückliche

Zustimmung der Beteiligten hierzu nicht erforderlich ist _und weil das Gericht vor seiner

Entscheidung - ebenso wie im Rahmen der mündlichen Verhandlung - weder zur

vorherigen Darstellung seiner Rechtsansicht (vgl Bundessozialgericht, Beschluss vom

03. April 2014 - B 2 U 308/13 B, RdNr 8 mwN) noch zu einem vorherigen

umfassenden Rechtsgespräch verpflichtet ist (vgl Bundessozialgericht, Urteil vom

30. Oktober 2014- B 5 R 8/14 R, RdNr 23).
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wegen Erwerbsminderung eine Rentenminderung 'hinnehmen müssen. Eine 

Rentenminderung kann danach grundsätzlich nicht als wesentliche Belastung und ihre 

Abwendung durch einen späteren Rentenbeginn nicht als zu berücksichtigende 

Verbesserung angesehen werden, die eine Verschiebung des Rentenbeginns 

rechtfertigt (vgl § 77 Abs 2 S 1 Nr 3 SGB VI; vgl daz,u Landessozialgericht 

Niedersachsen-Bremen, Urteil vom 21. November 2017 - L 16 KR 261/16, RdNr 59 

mwN). 

bb) Unter Berücksichtigung dieser Vorgaben hat die Beklagte ihre Zustimmung zu der 

Rücknahme des Rentenantrages zu Recht verneint. Das Gericht sieht gemäß 

§ 105 Abs 1 S 3 SGG iVm § 136 Abs 3 SGG von einer weiteren Darstellung der 

Entscheidungsgründe ab und verweist auf die Begründung der Beklagten auf Seite 2 

(dort ab dem zweiten Absatz) bis Seite 3 (dort bis zµ dem zweiten Absatz) ihres 

Widerspruchsbescheides vom 16. Januar 2013. Die. so in Bezug genommenen 

Erwägungen der Beklagten hält das Gericht für überzeugend und legt sie deshalb auch 

ihrer eigenen Entscheidung zugrunde. 

aaa) Das Gericht hält insbesondere für maßgeblich, dass die Beklagte - entgegen der 

Auffassung der Klägerin aufgrund ihrer . eigenen medizinischen 

Sachverhaltsaufklärung durch die Einholung von 

sozialmedizinischen Sachverständigengutachten bei dem Medizinischen Dienst der 

Krankenkassen Berlin-Brandenburg e. V. vom 10. August 2010 und vom 06. Mai 2011 

sowie jedenfalls aufgrund des Ergebnisses des von der Beigeladenen eingeholten 

neurologischen-psychiatrischen Sachverständigengutachtens der Dr. med. G. vom 

10. Dezember 2011, das diese nach ambulanter Untersuchung der Klägerin am 22. 

November 2011 erstattet hat, davon ausgehen durfte, dass die medizinischen 

Voraussetzungen für die Gewährung einer Rente wegen Erwerbsminderung seit dem 

10. Mai 201 0 erfüllt sind. Auf Grundlage dieser medizinischen Erkenntnisse war auch 

die Beigeladene - entgegen der Auffassung der Klägerin - berechtigt, den 

ursprünglich auf Gewährung von Leistungen zur Rehabilitation bzw auf Teilhabe am 

Arbeitsleben gestellten Antrag, für dessen Verwirkung das Gericht schon mangels 

Vorliegen des Zeitmomentes im Zeitpunkt der sozialverwaltungsbehördlichen 

Entscheidung der Beklaten keinerlei Anhaltspunkte zu erkennen vermag, in einen 
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Rechtsanwälte, Behörden oder juristische Personen des öffentlichen Rechts 
einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten 
Zusammenschlüsse müssen ab 01. Januar 2022 die Berufung als elektronisches 
Dokument übermitteln (§ 65d Satz 1 des Sozialgerichtsgesetzes - SGG). 

Die Berufungsschrift muss innerhalb der Frist bei einem der vorgenannten Gerichte 
eingehen. Sie soll den angefochtenen Gerichtsbescheid bezeichnen, einen 
bestimmten Antrag enthalten und die zur Begründung der Berufung dienenden 
Tatsachen und Beweismittel angeben. 

Auf Antrag kann vom Landessozialgericht durch Beschluss die Revision zum 
Bundessozialgericht zugelassen werden, wenn der Gegner schriftlich zustimmt. Der 
Antrag auf Zulassung der Revision ist innerhalb eines Monats, nach Zustellung des 
Gerichtsbescheides bei dem Landessozialgericht Berlin-Brandenburg schriftlich oder 
in elektronischer Form zu stellen. Die Zustimmung des Gegners ist dem Antrag 
beizufügen. Lehnt das Landessozialgericht den Antrag. auf Zulassung der Revision 
durch Beschluss ab, so beginnt mit der Zustellung dieser Entscheidung der Lauf der 
Berufungsfrist von neuem, sofern der Antrag auf Zulpssung der Revision in der 
gesetzlichen Form und Frist gestellt und die Zustimmongserklärung des Gegners 
beigefügt war. 

Die elektronische Form wird durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments 
gewahrt, das für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und 

- von der verantwortenden Person qualifiziert elektronisch signiert ist oder

- von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren
Übermittlungsweg gern.§ 65a Abs. 4 SGG eingereicht wird.

Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu den zugelassenen Dateiformaten und zur 
qualifizierten elektronischen Signatur, ergeben sich aus der Verordnung über die 
technischen Rahmenbedingungen des elektronischen .Rechtsverkehrs und über das 
besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr­
Verordnung - ERW) in der jeweils gültigen Fassung. Über das Justizportal des Bundes 
und der Länder ( www.justiz.de) können weitere Informationen über die 
Rechtsgrundlagen, Bearbeitungsvoraussetzungen und das Verfahren des 
elektronischen Rechtsverkehrs abgerufen werden. 

 
Richter am Sozialgericht 




